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5. Änderungssatzung vom 20.08.2021 zur Satzung über die Erhebung einer
Zweitwohnungssteuer in der Stadt Medebach vom 27.11.2015 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 1994, S. 666), in der zurzeit 
gültigen Fassung, und der §§ 1, 2, 3 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 
1969 (GV NW 1969, S. 712), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt 
Medebach in seiner Sitzung am 19.08.2021 die folgende Änderungssatzung beschlossen:   

Artikel I 

Der § 2 Absatz 2 und 3 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der 
Stadt Medebach vom 27.11.2015 erhält folgende neue Fassung: 

„(2) Eine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede nicht als Hauptwohnung (§ 21 
Abs. 2, § 22 des Bundesmeldegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013, BGBl. I, S. 1084, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. März 
2021, BGBl. I, S. 591) gemeldete Wohnung, die jemand für seinen persönlichen 
Lebensbedarf oder den seiner Familienmitglieder innehat. Fortschreibungen des 
Melderegisters (§ 6 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.05.2013, BGBl. I, S. 1084, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. 
März 2021, BGBl. I, S. 591) sind zugunsten und zulasten der Wohnungsinhaberin oder des 
Wohnungsinhabers zu berücksichtigen, auch soweit sie rückwirkend erfolgen. Soweit eine 
rückwirkende Fortschreibung unterbleibt, gilt als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung jede 
Wohnung, die jemand neben seiner Hauptwohnung (§ 21 Abs. 2, § 22 des 
Bundesmeldegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.05.2013, BGBl. I, S. 
1084, zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 02.02.2016, BGBl. I, S. 130) für 
seinen persönlichen Lebensbedarf oder den seiner Familienmitglieder innehat. 

(3) Keine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist eine berufsbedingt gehaltene
Nebenwohnung einer/eines verheirateten, nicht dauerhaft von ihrer/seiner Familie getrennt
lebenden Berufstätigen. Für eingetragene Lebenspartnerschaften gilt Satz 1 sinngemäß.
Eine Zweitwohnung liegt auch dann nicht vor, wenn die Inhaberin oder der Inhaber die
Wohnung im Veranlagungszeitraum nicht länger als sechs Monate für ihren/seinen
persönlichen Lebensbedarf oder den ihrer/seiner Familienmitglieder nutzt oder vorhält.
Die/Der potentiell Steuerpflichtige hat v.g. Ausnahmetatbestände in Form aussagekräftiger
Nachweise zu belegen.“
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Artikel II 

Der § 3 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt 
Medebach vom 27.11.2015 erhält folgende neue Fassung: 

 „§ 3 
Steuerpflichtige 

(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne von § 2 innehat.“

Artikel III 

Der § 4 Absatz 2 und 3 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der 
Stadt Medebach vom 27.11.2015 erhält folgende neue Fassung: 

„(2) Haben Steuerpflichtige für die Benutzung der Wohnung aufgrund vertraglicher 
Vereinbarungen ein Entgelt zu entrichten, so wird der jährliche Mietaufwand nach Abs. 1 wie 
folgt ermittelt: 

1. anhand der Nettokaltmiete, die Steuerpflichtige nach dem Stand im Zeitpunkt der
Entstehung der Steuerpflicht für ein Jahr zu entrichten hätten (Jahresnettokaltmiete); wenn
im Mietvertrag zwischen den Parteien eine Miete vereinbart wurde, in der einige oder alle
Nebenkosten (z. B. Bruttokaltmiete, Bruttowarmmiete), Aufwendungen für die Möblierung der
Wohnung, Stellplätze oder Garagen enthalten sind, sind zur Ermittlung der zu
berücksichtigenden Nettokaltmiete die nachfolgenden pauschalen Kürzungen vorzunehmen:

a) für eingeschlossene Nebenkosten ohne Heizung 10 v. H.,
b) für eingeschlossene Nebenkosten mit Heizung  20 v. H.,
c) für Teilmöblierung 10 v. H., 
d) für Vollmöblierung 20 v. H. und 
e) für Stellplatz oder Garage   5 v. H. 

2. für alle anderen Formen eines vertraglich vereinbarten Überlassungsentgelts,
beispielsweise Pachtzins, Nutzungsentgelt, Erbpachtzins oder Leibrente, gilt Nr. 1
entsprechend.

Für die Wohnungen im Sinne des § 1 der Verordnung über wohnungswirtschaftliche 
Berechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz (Zweite Berechnungsverordnung - II. 
BV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.10.1990 (BGBl. I, S. 2178), zuletzt 
geändert durch Art. 78 Abs. 2 des Gesetzes vom 23.11.2007 (BGBl. I, S. 2614) ist ebenfalls 
die Nettokaltmiete (ohne Betriebskosten) anzusetzen. Die festgesetzte 
Fehlbelegungsabgabe zählt zur Bemessungsgrundlage. 

(3) In Fällen, in denen

1. das nach Abs. 2 maßgebliche Entgelt mindestens 20 v. H. unterhalb der ortsüblichen
Miete für vergleichbare Objekte liegt,
2. die Wohnung von Eigentümern oder Verfügungsberechtigten selbst genutzt wird oder
ungenutzt bleibt oder
3. die Wohnung unentgeltlich zur Nutzung überlassen wird,
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ist der jährliche Mietaufwand nach Abs. 1 zu schätzen (§ 162 AO). Besteht ein örtlicher 
Mietspiegel, so ist dieser zu berücksichtigen.“ 

Artikel IV 

Der § 6 Absatz 3 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt 
Medebach vom 27.11.2015 erhält folgende neue Fassung: 

„(3) Sind mehrere Personen, die nicht zu einer Familie gehören, gemeinschaftlich Inhaber 
einer Zweitwohnung, so kann die Gesamtsteuer durch die Anzahl der Inhaber geteilt und 
jeweils anteilig festgesetzt werden. Die Bestimmung des § 3 Abs. 2 (Gesamtschuldner) bleibt 
unberührt.“ 

Artikel V 

Der § 7 Absatz 2 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt 
Medebach vom 27.11.2015 erhält folgende neue Fassung: 

„(2) Steuerpflichtige (§ 3) sind dabei gleichzeitig verpflichtet, der Stadt alle für die 
Steuererhebung erforderlichen Tatbestände (Mietwert, Art der Nutzung etc.) schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt mitzuteilen. Das Gleiche gilt, wenn sich die für die 
Steuererhebung relevanten Tatbestände ändern. Die Angaben sind durch geeignete 
Unterlagen, insbesondere durch Mietverträge, Mietänderungsverträge und 
Mietbescheinigungen bzw. Kaufverträge und Vermietungs-/Verkaufsbemühungen, 
nachzuweisen.“ 

Artikel VI 

Der § 9 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt 
Medebach vom 27.11.2015 wird um Satz 3 mit folgendem Wortlaut erweitert: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger oder bei 
Wahrnehmung der Angelegenheiten von Steuerpflichtigen vorsätzlich oder leichtfertig 

1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Aussagen
macht oder

2. die Gemeinde pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis
lässt

und dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder einen 
anderen erlangt. Die Strafbestimmungen bei Vorsatz des § 17 des 
Kommunalabgabengesetzes NRW bleiben unberührt.“ 
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Artikel VII 

Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Die Steuer 
wird erstmals ab 1. Januar 2016 erhoben. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 5. Änderungssatzung vom 20.08.2021 zur Satzung über die Erhebung einer 
Zweitwohnungssteuer in der Stadt Medebach vom 27.11.2015 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  

Gem.  §  7  Abs.  6  der  Gemeindeordnung  für  das  Land  Nordrhein-Westfalen  (GO  
NRW) wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und  Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Medebach vorher

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Medebach, 20. August 2021 

Der Bürgermeister 

gez. Thomas Grosche 
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Wahlbekanntmachung 
Am 26. September 2021 findet die Wahl 

zum 20. Deutschen Bundestag statt. 

Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

1. Die STADT MEDEBACH gehört zum Wahlkreis 147 Hochsauerlandkreis und ist in 16 Stimmbezirke ein-
geteilt.

Die Abgrenzung der Stimmbezirke kann während der allgemeinen Dienstzeit im Rathaus Medebach,
Wahlamt, Zimmer 113 oder 112, Österstr. 1, 59964 Medebach, eingesehen werden.

2. In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 16.08. bis 05.09.2021 übersandt
worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen
hat.

Zur Ermittlung der Briefwahlergebnisse treten um 15.30 Uhr im Rathaus Medebach, Österstr. 1, 59964
Medebach insgesamt 3 Briefwahlvorstände zusammen, und zwar im:

KG, Zimmer 011 (Briefwahlbezirk 1 Nr. 801), zuständig für die Wahlbezirke 1 – 4, im
EG, Ratssaal (Briefwahlbezirk 2, Nr. 901), zuständig für die Wahlbezirke 5 – 9, und im
OG, Zimmer 226 (Briefwahlbezirk 3 Nr. 902), zuständig für die Wahlbezirke 10 – 16.

Briefwähler aus den Wahlbezirken 5 – 9 erhalten mit den Briefwahlunterlagen Stimmzettel mit Unterschei-
dungsmerkmalen nach Alter und Geschlecht, da der Briefwahlbezirk 2 (901) vom Statistischen Landesamt
als repräsentativer Briefwahlbezirk ausgewählt wurde.

3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis
er eingetragen ist. Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Rei-
sepass zur Wahl mitzubringen.

Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes einen
Stimmzettel ausgehändigt.

Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.

Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der zugelassenen Kreis-
wahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei
anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem Namen jedes Bewerbers
einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der zugelasse-
nen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt 

seine Erststimme in der Weise ab, 

dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll, 

und seine Zweitstimme in der Weise, 

dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 
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Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem besonderen Ne-
benraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 

4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchti-
gung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausge-
stellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahl-
brief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahl-
schein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens 
am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben wer-
den. 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bun-
deswahlgesetzes).

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe seiner
Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleis-
tung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäu-
ßerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (§ 14 Abs. 5 des Bundeswahlge-
setzes).

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im
Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine ge-
äußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a
Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches).

7. Die am Wahltag geltenden Vorgaben der Coronaschutz-Verordnung sind zu beachten, insbesondere zur
Maskenpflicht, zur Einhaltung der Abstandsregelungen usw. Insofern ist den Anweisungen der Mitglieder
des Wahlvorstandes Folge zu leisten.
Zur Stimmabgabe werden den Wählern Schreibstifte zur Verfügung gestellt.

Ort, Datum 

Medebach, den 16.08.2021 

Die Gemeindebehörde 

STADT MEDEBACH 
Der Bürgermeister 

gez. T. Grosche 
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Bekanntmachung 
der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in das  

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 
20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 
STADT MEDEBACH 

wird in der Zeit vom 06. September 2021 bis 10. September 2021 während der allgemeinen Öffnungszeiten 

(montags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr,  
dienstags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie  
freitags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr)

Ort der Einsichtnahme  

im Rathaus Medebach, Österstr. 1, 59964 Medebach, Wahlamt, Zimmer 113 und 112, 
das Rathaus ist barrierefrei erreichbar,

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Un-
vollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsicht-
lich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 06. September 2021
bis zum 10. September 2021, am 10. September 2021 spätestens bis 12.30 Uhr, beim Wahlamt der Stadt
Medebach, Österstr. 1, 59964 Medebach, Zi. 113 oder 112 Einspruch einlegen.
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum
05. September 2021 eine Wahlbenachrichtigung.
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben 
kann. 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis
 

Nummer und Name 

147 Hochsauerlandkreis 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
oder  
durch Briefwahl teilnehmen. 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1  ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
5.2  ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 05. September 2021) oder die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 10. September 
2021) versäumt hat,

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bun-
deswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist.

18 
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Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
24. September 2021, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt
werden.

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt 
werden. 

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
stellen. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbrief- 

umschlag und
- ein Merkblatt für die Briefwahl.

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berech-
tigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird 
und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmäch-
tigte Person auszuweisen. 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe seiner Stim-
me gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson 
muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfestellung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer 
vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist ei-
ne Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder 
Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht. Die Hilfsperson ist zur Gemeinhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von 
der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. 
Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.  

Ort, Datum 

Medebach, den 05. August 2021 

Die Gemeindebehörde 

Stadt Medebach 
Der Bürgermeister 

 gez. T. Grosche 
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Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Medebach vom 19.08.2021 
Aufgrund der 

- §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.  S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in der jeweils geltenden Fassung;

- des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), zuletzt geändert
durch Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union vom
23.10.2020 (BGBl. I 2020, S. 2232 ff.) und durch Art. 2 des Artikelgesetzes zur Umsetzung der Vorgaben
der Einwegkunststoffrichtlinie und der Abfallrahmenrichtlinie im Verpackungsgesetz und anderen
Gesetzen vom 09.06.2021 BGBl. I 2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung;

- des § 7 der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 18.04.2017 (BGBl. I 2017, S. 896 ff.), zuletzt
geändert durch Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen
Union vom 23.10.2020 (BGBl. I 2020, S. 2232 ff.), in der jeweils geltenden Fassung;

- des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, S. 1739 ff.), zuletzt
geändert durch Art. 2 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Batteriegesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I
2020, S. 2280 ff.) und durch das Erste Gesetz zur Änderung des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes
vom 20.05.2021 (BGBl. I 2021, S. 1145 ff.) mit Geltung ab dem 01.01.2022, in der jeweils geltenden
Fassung;

- des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 1582, zuletzt geändert Art.1 des Ersten
Gesetzes zur Änderung des Batteriegesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 2020, S. 2280 ff.), in der jeweils
geltenden Fassung;

- des Verpackungsgesetzes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushaltsnahen
Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05.07.2017 – BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), zuletzt
geändert durch Art. 1 des Artikelgesetzes zur Umsetzung der Vorgaben der Einwegkunststoffrichtlinie
und der Abfallrahmenrichtlinie im Verpackungsgesetz und anderen Gesetzen vom 09.06.2021 BGBl. I
2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung;

- der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988,
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.04.2017 (GV NRW 2017, S. 442 ff.), in der jeweils geltenden
Fassung;

- des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (OWiG- BGBl. I 1987, S. 602), zuletzt
geändert durch Art. 9a des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 448), in der jeweils geltenden
Fassung;

hat der Rat der Stadt Medebach in seiner Sitzung vom 19.08.2021 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1
Aufgaben und Ziele 

(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung
als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale
Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

(2) Die Stadt erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:

1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Stadtgebiet anfallen;
2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, Vorbereitung zur

Wiederverwendung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen auf der Grundlage der
bundesgesetzlichen Vorgaben in § 46 KrWG);

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen
Gegebenheiten erforderlich ist;

19 
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4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zugänglichen
Grundstücken im Stadtgebiet.

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Abfälle wird vom
Kreis nach einer von ihm hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen.

(4) Die Stadt kann sich zur Durchführung der Aufgaben nach den Absätzen 1 - 2 Dritter bedienen (§ 22
KrWG).

(5) Die Stadt wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen
Einrichtungen der Stadt durchgeführt werden, die Maßgaben des § 2 LAbfG NRW beachtet und
insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder
Verwertbarkeit auszeichnen.

§ 2
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt 

(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt umfasst das Einsammeln und Befördern der Abfälle zu den
Abfallentsorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie sortiert, der Vorbereitung zur
Wiederverwendung, der Verwertung oder der Beseitigung zugeführt werden. Wiederverwertbare Abfälle
werden – soweit erforderlich (§ 9 KrWG) - getrennt eingesammelt und befördert, damit sie einer
Verwertung zugeführt werden können. Bei den eingesammelten Abfällen handelt es sich insbesondere
um Siedlungsabfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 a KrWG.

(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung
folgende Abfallentsorgungsleistungen:

1. Einsammeln und Befördern von Restmüll;

2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG). Unter Bioabfällen sind
hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7
KrWG);

3. Einsammeln und Befördern von Kunststoffabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen im
Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG);

4. Einsammeln und Befördern von Metallabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen im
Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KrWG);

5. Einsammeln und Befördern von Altpapier (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 KrWG); hierzu gehört Altpapier,
welches keine Einweg-Verpackung (§ 3 Abs. 1 VerpackG) aus Papier/Pappe/Karton darstellt, wie z.
B. Zeitungen, Zeitschriften und Schreibpapier; Einweg-Verkaufsverpackungen aus
Pappe/Papier/Karton werden ebenfalls erfasst, sind aber dem privatwirtschaftlichen Dualen System
auf der Grundlage der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet (§ 2 Abs. 4 dieser Satzung);

6. Einsammeln und Befördern von Glasabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen im Sinne
des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 KrWG und § 2 Abs. 4 dieser Satzung);

7. Einsammeln und Befördern von Alttextilien (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 KrWG);

8. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen (Sperrmüll; § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 KrWG);

9. Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem Elektro- und
Elektronikgerätegesetz (ElektroG) und § 16 Abs. 5 dieser Satzung;

10. Einsammeln und Befördern von Altbatterien gemäß § 13 Batteriegesetz (BattG);

11. Einsammeln und Befördern von gefährlichen Abfällen in stationären Sammelstellen und/oder mit
Schadstoffmobilen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 KrWG);

12. Information und Beratung über die Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung
und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG);

13. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben.
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(3) Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt gemäß § 9 und § 9 a KrWG durch eine
grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restmülltonne, Bioabfalltonne und
Altpapiertonne), durch grundstücksbezogene Sammlungen im Holsystem, Entsorgung von Sperrmüll und
Elektroaltgeräten) sowie durch eine getrennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen
grundstücksbezogenen Abfallentsorgung im Bringsystem (Erfassung von schadstoffhaltigen Abfällen
über das Schadstoffmobil, Erfassung von Baum- und Strauchschnitt über Container auf dem städt.
Bauhof). Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 – 16 dieser Satzung geregelt.

(4) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton,
Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des rein privatwirtschaftlichen Dualen Systems zur
Einsammlung, Sortierung und Verwertung von gebrauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage
der §§ 13 ff. des Verpackungsgesetzes (VerpackG). Dieses privatwirtschaftliche Duale System ist kein
Bestandteil der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt. Es werden im Rahmen dieser
Satzung und unter Berücksichtigung der Abstimmungsvereinbarung mit den privaten Systembetreibern
gemäß § 22 VerpackG lediglich flankierende Regelungen dahin getroffen, welche Abfälle
(Einwegverpackungen) in die Erfassungsbehältnisse (z. B. gelbe Tonne, Altglascontainer) des
privatwirtschaftlichen Systems eingeworfen werden können. Die Erfassung von Einweg-Verpackungen
aus Papier/Pappe/Karton erfolgt gemeinsam über die öffentlich-rechtliche Altpapiererfassung der Stadt
für Druckerzeugnisse, Zeitungen, Zeitschriften.

§ 3
Ausgeschlossene Abfälle 

(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG folgende Abfälle mit
Zustimmung der zuständigen Behörde ausgeschlossen:

1. Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes (z. B. VerpackG) oder einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG
einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich
zur Verfügung stehen und bei denen die Stadt nicht durch Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei
der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 3 Satz1 KrWG);

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten, insbesondere aus
Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in
Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die
Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des
Landes durch einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist
(§ 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG). Diese Abfälle sind in der als Anlage 1 zu dieser Satzung beigefügten
Liste aufgeführt; die Liste ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Die Stadt kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zuständigen Behörde widerrufen,
wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG).

§ 4
Sammeln von gefährlichen Abfällen 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des
Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5
KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) werden von der Stadt durch den
Einsatz mobiler Sammelfahrzeuge angenommen. Dies gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle
aus Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt
werden können (§ 5 Abs. 3 LAbfG NRW). Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9 a KrWG vom Abfallerzeuger
(§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 Abs. 9 KrWG) von anderen Abfallen getrennt zu halten und
der Stadt zu überlassen.

(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung dürfen nur zu den in der Stadt bekannt gegebenen Terminen an den Sammelfahrzeugen
angeliefert werden. Die Standorte der Sammelfahrzeuge werden von der Stadt bekannt gegeben.
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§ 5
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jede Eigentümerin und jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks ist im Rahmen
der §§ 2 bis 4 dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss ihres bzw. seines Grundstückes
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht).

(2) Die Anschlussberechtigten und alle anderen Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt haben im Rahmen der §§ 
2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungsrecht).

§ 6
   Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jede Eigentümerin und jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist
verpflichtet, ihr bzw. sein Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen,
wenn das Grundstück von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Die
Eigentümer eines Grundstückes als Anschlusspflichtige und alle anderen Abfallbesitzer (z. B. Mieter,
Pächter) auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück sind verpflichtet,
im Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser Satzung die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallende
Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen
Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen
sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im
Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder
Einrichtungen des betreuten Wohnens.

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger/-besitzer auf Grundstücken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z. B. gewerblich/industriell genutzt werden, haben gemäß § 17 Abs.
1 Satz 2 KrWG gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle
zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7
Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Abs. 1 GewAbfV
eine Pflicht-Restmülltonne zu benutzen. Abfälle gelten als angefallen, wenn erstmalig die
Begriffsmerkmale in § 3 Abs. 1 KrWG erfüllt sind. Das sog. Huckepackverfahren ist unzulässig, d. h.
angefallener Restmüll darf als gemischter Siedlungsabfall (Abfallschlüssel-Nummer 20 03 01) nicht mit
anderen Abfällen, die einer anderen Abfallschlüssel-Nummer der Anlage zur Abfallverzeichnisverordnung
zuzuordnen sind, entsorgt werden. Im Übrigen gilt Abfall zur Beseitigung als angefallen, wenn konkrete
Verwertungsmaßnahmen durch den gewerblichen Abfallbesitzer/-erzeuger unter Beachtung der
Vorgaben zur Trennung von Abfällen in den §§ 3 und 4 GewAbfV nicht schlüssig und nachvollziehbar
aufgezeigt werden können. Dieses ist z. B. bei benutzten Staubsaugerbeuteln, benutzten Papiertaschen- 
bzw. Papierküchentüchern, Küchenschwämmen, benutzten Damenbinden und Tampons,
Zigarettenkippen sowie zerbrochenem Porzellan anzunehmen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die
Pflicht-Restmülltonne erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 11 Abs. 1 dieser Satzung. Darüber
hinaus besteht die Möglichkeit der freiwilligen Benutzung einer Biotonne, damit die Fehlwurfquote
bezogen auf Glas und Bioabfälle von nicht mehr als 5% in einem Abfallgemisch eingehalten werden kann,
welches gemäß den §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 1 GewAbfV einer Vorbehandlungsanlage zuzuführen ist.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die
anderweitig z. B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken
genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne
durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen ist
auf Antrag möglich.

(4) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen ist durch Allgemeinverfügung der Stadt Medebach über die
Genehmigung zur Beseitigung pflanzlicher Abfälle
außerhalb zugelassener Abfallbeseitigungsanlagen durch Verbrennen vom 26.04.2007 geregelt.
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§ 7
         Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, soweit  

- Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung
ausgeschlossen sind;

- Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG
unterliegen und die Stadt an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG);

- Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden,
wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behörde ein Freistellungs- 
oder Feststellungsbescheid gemäß § 26 Abs. 3 oder Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 KrWG);

- Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen
und schadlosen Verwertung zugeführt werden;

- Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr.
4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen
Verwertung zugeführt werden.

§ 8
    Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale 

Abfallentsorgungseinrichtung 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei
Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die
Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar nachweist, dass er/sie nicht nur
willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück anfallenden
kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. S. d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück
selbst so zu behandeln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch
Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt stellt auf
der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und
inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz
KrWG besteht.

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z. B. industriell/gewerblich genutzt werden, wenn der
Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in
eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und kein überwiegendes öffentliches Interesse eine
Überlassung der Abfälle zur Beseitigung erfordern. Die Stadt stellt auf der Grundlage der Darlegungen
der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und
Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG i. V. m. § 7 Gewerbeabfallverordnung
besteht.

(3) Abweichend von Abs. 2 ist in Anwendung des § 6 Abs. 2 eine Pflicht-Restmülltonne zwingend
vorgeschrieben.

§ 9
Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern durch die Stadt gemäß § 3 dieser Satzung 
ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, Lagerns oder 
Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallentsorgung im Hochsauerlandkreis in der derzeit gültigen 
Fassung zu der vom Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage 
zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der Kreis das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle 
ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu 
einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. 
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§ 10
Abfallbehälter und Abfallsäcke 

(1) Die Stadt bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter,
deren Standplatz auf dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu halten sind sowie
Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr.

(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zugelassen:

(a) graue Abfallbehälter für Restmüll in den Gefäßgrößen 80 l, 120 l und 240 l,
(b) grüne Abfallbehälter für Bioabfälle in den Gefäßgrößen 80 l, 120 l und 240 l,
(c) blaue Abfallbehälter für Papierabfälle in den Gefäßgrößen von 240 l,
(d) gelbe Abfallbehälter für Kunststoffe, Metalle und Verbundstoffe in den Gefäßgrößen 120 l und 240 l,
(e) Depotcontainer für Weiß-, Braun- und Grünglas.

Die Standorte für die Depotcontainer zu e) sind in der als Anlage 2 zu dieser Satzung beigefügten Liste 
aufgeführt; die Liste ist Bestandteil dieser Satzung.  

(3) Für vorübergehend mehr anfallenden Restabfall, der sich zum Einsammeln in Abfallsäcken eignet,
müssen von der Stadt zugelassene Abfallsäcke benutzt werden. Sie werden von der Stadt bzw. dem von
ihr beauftragten Dritten gegen Entrichtung einer Gebühr ausgegeben.

(4) Die Anschlusspflichtigen können monatlich bei den grauen und grünen Abfalltonnen andere Größen gem.
Abs. 2 wählen, als sie ihnen bis dahin zugeteilt sind; dies gilt jedoch nur innerhalb der Höchst- und
Mindestvolumina gemäß § 11 Abs. 1.

Sollen Abfalltonnen mit anderer Größe bereitgestellt werden, ist dies schriftlich bis zu dem dem Stichtag
vorhergehenden 30.11. bei der Stadtverwaltung zu beantragen.

§ 11
Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

(1) Für jedes Grundstück (§ 23), auf dem Abfälle anfallen, die nach den §§ 1 und 2 dieser Satzung
einzusammeln und zu befördern sind, sind mindestens je eine graue, blaue und grüne Abfalltonne
bereitzustellen, soweit nicht nach § 8 Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang ausgesprochen
sind. Anzahl und Größe der Abfalltonnen richten sich nach der für das jeweilige Grundstück am Stichtag
1.1. maßgebenden Zahl der Einwohner bzw. Einwohnergleichwerte im Sinne von § 3 der
Gebührensatzung für die Abfallbeseitigung in der Stadt Medebach in der jeweils geltenden Fassung.
Dabei sind je Einwohner/Einwohnergleichwert mindestens 20 Liter Tonnenvolumen bei der grauen und
blauen Tonne je vier Wochen und bei der grünen Tonne je zwei Wochen bereitzustellen.
Höchstens bereitzustellen sind 90 Liter Tonnenvolumen für die erste Person, 60 Liter Tonnenvolumen für
die zweite Person und 40 Liter Tonnenvolumen für jede weitere Person, jeweils bei der grauen, grünen
und blauen Tonne.

(2) Ausnahmen von den Bestimmungen des Abs. 1 können nur aufgrund eines schriftlichen Antrages mit
schlüssiger Begründung der Ausnahmesituation zugelassen werden.

(3) Wird festgestellt, dass die vorhandenen Abfallbehälter für die Aufnahme des regelmäßig anfallenden
Abfalls nicht ausreichen und ist ein Ausnahmeantrag nach Abs. 2 nicht gestellt worden, so haben die
Anschlusspflichtigen nach schriftlicher Aufforderung durch die Stadt das Aufstellen der erforderlichen
Abfalltonnen zu dulden.

§ 12
Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 

(1) Die Grundstückseigentümer haben die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Abfuhr ohne
Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu sichern. Die Abfallgefäße und Abfallsäcke sind am jeweiligen
Abfuhrtag rechtzeitig vor den für das Abholen festgesetzten Zeiten so aufzustellen, dass
Verkehrsteilnehmer und Fußgänger nicht geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen
unvermeidbar behindert oder belästigt werden. Dabei ist den Anweisungen der mit der Abfuhr
Beauftragten Folge zu leisten.

Nach der Entleerung sind die Behälter unverzüglich wieder von der Verladestelle zu entfernen.
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(2) Wenn das Sammelfahrzeug aus technischen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Gründen an einzelnen
Grundstücken nicht unmittelbar vorfahren kann, so kann die Stadt den Aufstellungsort/Ablagerungsort
der Abfallbehälter sowie des Sperrmülls und der Elektroaltgeräte bestimmen.

(3) Abfallbehälter, bei denen es wegen ihrer Größe objektiv nicht möglich ist, sie zur Verladestelle zu
transportieren, haben auf einem dauernd beizubehaltenden Standort, der durch Beauftragte der Stadt
und nach Anhörung der betr. Grundstückseigentümer bestimmt wird, zu verbleiben.

§ 13
Benutzung der Abfallbehälter 

(1) Die Abfallbehälter werden von der Stadt bzw. den von ihr beauftragten Dritten gestellt und unterhalten.
Die Behälter gehen nicht in das Eigentum der Anschlussnehmer über.

(2) Die Abfälle müssen in die von der Stadt gestellten Abfallbehälter oder die dafür zur Verfügung gestellten
Depotcontainer entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle dürfen nicht in einer
anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt
werden.

(3) Die Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Hausbewohnern
zugänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können.

(4) Die Abfallbesitzer/ -erzeuger haben die Abfälle getrennt nach Bioabfällen, Glas, Altpapier, Metallen,
Kunststoffen, Verbundstoffen sowie Restmüll zu halten und wie folgt zur Abfallentsorgung bereitzustellen:

1. Glas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas in die im Stadtgebiet bereitgestellten
Depotcontainer einzufüllen.

2. Altpapier ist in den blauen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur
Verfügung steht und in diesem blauen Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen.

3. Metalle, Kunststoffe und Verbundstoffe (insbesondere Verkaufsverpackungen aus diesen
Materialien) sind in den gelben Abfallbehälter einzufüllen, der dem Abfallbesitzer zur Verfügung
gestellt wird und in diesem gelben Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen.

4. Bioabfälle sind in den grünen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers
zur Verfügung steht und in diesem grünen Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen.

5. Der verbleibende Restmüll ist in die grauen Abfallbehälter einzufüllen, die auf den Grundstücken der
Abfallbesitzer zur Verfügung stehen und in diese grauen Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen.
Für vorübergehend mehr anfallenden Restmüll sind die entsprechenden Abfallsäcke zu verwenden.
Diese sind mit der grauen Restmülltonne zur Abholung bereitzustellen.

(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel 
schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben gestellt werden.
Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter eingestampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet
werden, so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich ist, weil der Inhalt nicht mehr
geschüttet werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird. Es ist nicht
gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im
Abfallbehälter zu verbrennen.

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die Abfallbehälter oder das
Sammelfahrzeug beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die
Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden.

(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Behandlung der Abfallbehälter oder durch
Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach den
allgemeinen Vorschriften.

(8) Die Stadt gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte der
Annahmestellen/Depotcontainer rechtzeitig bekannt.
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(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für Altglas nur werktags in der Zeit von
07.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden.

(10) Das Ablagern von Abfällen außerhalb der in dieser Satzung von der Stadt   zugelassenen
Sammeleinrichtungen ist untersagt.

§ 14
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsgemeinschaft für benachbarte Grundstücke 
zugelassen werden. Die Entsorgungsgemeinschaft kann für ein Abfallgefäß oder mehrere Abfallgefäße 
zugelassen werden. Die als Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grundstückseigentümer haften 
gegenüber der Stadt im Hinblick auf die zu zahlende Abfallentsorgungsgebühr als Gesamtschuldner im Sinne 
der §§ 421 ff. BGB. 

§ 15
Häufigkeit und Zeit der Leerung 

(1) Die Leerung der Abfallbehälter erfolgt im wöchentlichen Wechsel nach folgendem ständig
wiederkehrenden Rhythmus:
Woche 1: Leerung des grauen Abfallbehälters (ggfs. einschl. der Abfallsäcke) für Restmüll
Woche 2: Leerung des grünen Abfallbehälters für Bioabfall
Woche 3: Leerung des blauen Abfallbehälters für Papierabfall
Woche 4: Leerung des grünen Abfallbehälters für Bioabfall

Die Abfuhr der gelben Wertstofftonne erfolgt alle 4 Wochen. Die Abfallbehälter sind diesem
Abfuhrrhythmus entsprechend bereitzustellen.

(2) Die Abfuhrtage sowie notwendig werdende Änderungen der regelmäßigen Abfuhrtage werden von der
Stadt bekanntgegeben. Die Abfuhrdaten können für bestimmte Bezirke innerhalb des Stadtgebietes
unterschiedlich festgelegt werden, wobei jedoch der in Abs. 1 festgelegte Abfuhrrhythmus beizubehalten
ist.

(3) Die Abfuhr unterbleibt, wenn nicht zugelassene Abfälle eingefüllt sind oder die Entleerung durch Anfrieren
des Behälterinhaltes oder nicht zulässiges Gewicht unzumutbar erschwert wird.

§ 16
     Entsorgung von Sperrmüll, Elektro- und Elektronik-Altgeräten und Altbatterien 

(1) Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes nicht in die nach dieser Satzung
zugelassenen Abfallbehälter eingefüllt werden können (Sperrmüll), werden auf Anforderung der
Anschlussberechtigten und aller anderen Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt von der Stadt bzw. von ihr
beauftragten Dritten außerhalb der regelmäßigen Abfallentsorgung getrennt abgefahren.

(2) Die Abfuhr des Sperrmülls erfolgt nach Anmeldung mittels Postkarte bei der Stadt oder online über das
Bürgerportal der Stadt ("Abfuhr auf Abruf") vierwöchentlich am auf den Anmeldetag folgenden
Donnerstag der Woche, in der die grüne Mülltonne entleert wird, sofern die Anmeldepostkarte spätestens
am Dienstag vorher beim Abfuhrunternehmen vorliegt und kein anderer Abfuhrtermin genannt ist.

(3) Sofern sperrige Abfälle nicht durch eine Fahrzeugbesatzung von Hand verladen werden können, kann
sich die Stadt zur Abfuhr Dritter bedienen.

(4) Sperrmüll ist rechtzeitig vor der Abfuhr so abzulagern, dass Verkehrsteilnehmer und Fußgänger nicht
geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt werden.

(5) Elektro- und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom Besitzer der Altgeräte gemäß § 10
Abs. 1 Satz 1 ElektroG getrennt vom unsortierten Siedlungsabfall, insbesondere Sperrmüll, gesondert
zur Abholung vor dem Grundstück bereitzustellen oder zu einer von der Stadt benannten Sammelstelle
zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG). Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Altakkumulatoren, die
nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an der
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Erfassungsstelle von diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-Entsorgung der Stadt 
zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und 
Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wiederverwendung vorzubereiten. Die 
Abholung von großen Elektro- und Elektronik-Altgeräten und nur in Verbindung damit von bis zu 5 kleinen 
Elektro- und Elektronik-Altgeräten erfolgt nach Anmeldung mittels Postkarte oder online über das 
Bürgerportal der Stadt alle zwei Monate am Donnerstag der Woche, in der die blaue Mülltonne entleert 
wird.  

(6) Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer
von Altbatterien gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall einer getrennten
Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbatterien, die in andere
Produkte fest eingebaut worden sind. Die Stadt informiert darüber, in welcher Art und Weise die getrennte
Rücknahme von Altbatterien erfolgen soll.

§ 17
Anmeldepflicht 

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Stadt den erstmaligen Anfall von Abfällen, die voraussichtliche
Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnenden Personen bzw. Anzahl und Art von
Gewerbebetrieben sowie jede wesentliche Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der
auf dem Grundstück wohnenden Personenzahl, Anzahl und Art von Gewerbebetrieben unverzüglich
anzumelden.

(2) Wechseln Grundstückseigentümer, so sind sowohl die/der bisherige als auch die/der neue Eigentümer/in
verpflichtet, die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 18
Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht   

(1) Die Grundstückseigentümer, Nutzungsberechtigten oder Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger sind verpflichtet,
über § 17 hinaus alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu gehört
insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten
in Kliniken und Beherbergungsunternehmen. Erfolgt innerhalb von 4 Wochen nach Eintritt der
Änderungen oder Aufforderung durch die Stadt keine Mitteilung an die Stadt, ist diese berechtigt, eine
Schätzung vorzunehmen.

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, sind
nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem Grundstück sowie
das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Einsammelns und zur Überwachung des Getrennthaltens
und der Verwertung von Abfällen zu dulden.

(3) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im
Rahmen des § 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für die nach dieser
Satzung Anschluss- und Benutzungszwang besteht.

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb einer
angemessenen Frist entsprochen, so ist die Stadt berechtigt, die notwendigen Zwangsmittel nach den §§
55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen
Fassung anzuwenden, insbesondere die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des
Anschlussberechtigten durchzuführen oder von anderen durchführen zu lassen.

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit durch §
19 Abs. 1 Satz 3 KrWG eingeschränkt.

§ 19
  Unterbrechung der Abfallentsorgung 

(1) Unterbleibt die der Stadt obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden Einschränkungen,
Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnotwendigen
Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich
nachgeholt.
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(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadensersatz.

§ 20
       Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung/ Anfall der Abfälle 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn den
anschluss- und benutzungspflichtigen Abfallerzeugern/Abfallbesitzern ein oder mehrere
Abfallbehältnisse zur Verfügung gestellt werden oder ein oder mehrere Abfallbehältnisse anderweitig
vorhanden sind und diese zur Abfallüberlassung bereitgestellt werden und das an die kommunale
Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung dieser
Abfallbehältnisse angefahren wird.

(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzungen des
Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind.

(3) Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu lassen. Im Abfall
vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt.

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder
wegzunehmen.

§ 21
  Abfallentsorgungsgebühren 

Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt und die sonstige Erfüllung 
abfallwirtschaftlicher Aufgaben durch die Stadt werden Abfallentsorgungsgebühren nach der zu dieser 
Satzung erlassenen Gebührensatzung für die Abfallbeseitigung in der Stadt Medebach in der jeweils 
geltenden Fassung erhoben. 

§ 22
Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten 
entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des 
Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks dinglich 
Berechtigten. Die Grundstückseigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass 
neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 

§ 23
Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im 
Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücks-bezeichnung jeder zusammenhängende Grundbesitz, 
der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 

§ 24
Abfallbehälter auf Straßen und in öffentlichen Anlagen 

Die auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen und in öffentlichen Anlagen (z.B. Friedhöfe) oder an 
öffentlichen Gebäuden aufgestellten Abfallbehälter sind für Abfälle bestimmt, die bei einzelnen Personen bei 
Benutzung der öffentlichen Anlagen, beim Verzehr von Lebens- und Genussmitteln im Freien oder bei der 
Teilnahme am Verkehr (Fahrscheine u.a.) anfallen. Es ist unzulässig, diese Abfallbehälter zum Ablagern 
anderer Abfälle zu benutzen. 
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§ 25
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer
vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er

a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Stadt zum Einsammeln oder Befördern
überlässt;

b) überlassungspflichtige Abfälle der Stadt nicht überlässt oder von der Stadt bestimmte Abfallbehälter
und Abfallsäcke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem Anschluss- und
Benutzungszwang in § 6 dieser Satzung zuwider handelt;

c) für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke entgegen § 13 Abs. 4 dieser Satzung
mit anderen Abfällen füllt;

d) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 dieser
Satzung befüllt;

e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Veränderungen des Abfalls gemäß § 17 dieser
Satzung nicht unverzüglich anmeldet;

f) anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 2 i.V.m § 20 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder
wegnimmt;

g) Depotcontainer entgegen § 13 Abs. 9 dieser Satzung außerhalb der zugelassenen Zeiten befüllt;

h) die in öffentlichen Anlagen und Straßen aufgestellten Abfallbehälter entgegen § 24 dieser Satzung
benutzt;

i) Abfälle entgegen § 13 Abs. 2 und 10 dieser Satzung auf den der Allgemeinheit zugänglichen
Grundstücken, sowie an den Containerstandorten ablagert;

j) als Grundstückseigentümer bzw. als anderer Berechtigter und Verpflichteter nicht dafür sorgt, dass
die Abfallbehälter allen Hausbewohnern und sonstigen Grundstücksnutzern zugänglich sind (§ 13
Abs. 3 dieser Satzung);

k) entgegen § 13 Abs. 10 dieser Satzung Abfälle anderweitig entsorgt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden, soweit nicht
andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.

(3) 
§ 26

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Medebach vom 17. Dezember 1999 mit den dazu erlassenen 
Änderungssatzungen außer Kraft. 

Anlage 1  
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Medebach 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 2)

1. Geruchsintensive Nahrungs- und Genussmittelabfälle, wie z.B. Würzmittel- und Huminrückstände, die
nicht aus Haushaltungen stammen.

2. Flüssige Abfälle aus pflanzlichen und tierischen Ölen, Fetten und Wachsen, wie z.B. verdorbene
Pflanzenöle und Fettabfälle, die nicht aus Haushaltungen stammen.

3. Emulsionen und Schlämme mit pflanzlichen und tierischen Fettprodukten, wie z.B. Fettabscheiderinhalte
und Zentrifugenschlamm aus Molkereien.

4. Tierkadaver.
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5. Schlachtabfälle außer Abfällen, die nicht weiter zu Fleisch-, Blut- und Knochenmehl verarbeitet werden
können, wie z.B. Geflügelfedern, -köpfe und -beine.

6. Tierische Fäkalien, wie z.B. Schweinegülle.

7. Abfälle aus Gerbereien, wie z.B. Ascherei- und Gerbereischlämme.

8. Abfälle aus der Zelluloseherstellung und -verarbeitung, wie z.B. Spuckstoffe bei Papiergewinnung.

9. Metallurgische Schlacken und Krätzen mit umweltschädigenden Inhaltsstoffen, wie z.B. Bleikrätze,
Zinkschlacke, Aluminium- und Magnesiumkrätze sowie Salzschlacken aus der Altaluminiumschmelze.

10. Mineralische Schlämme mit umweltschädigenden Inhaltsstoffen, wie z.B. Gichtgas- und
Natursteinschleifschlämme.

11. NE-Metallabfälle und -schlämme mit umweltschädigenden Inhaltsstoffen, wie z.B. Bleiabfälle, -staub,
Cadmium, Kupfer- und Zinkabfälle.

12. Galvanikschlämme, soweit sie nicht entgiftet und neutralisiert sind oder soweit sie höhere Anteile an NE-
Metallhydroxiden wie Cadmium, Zink, Kupfer, Thallium, Zinn oder Chrom enthalten.

13. Salze mit umweltschädigenden Inhaltsstoffen, wie z.B. Härtesalze, Brüniersalze und Jarositschlämme.

14. Karbidschlämme, Säuren, Laugen und Konzentrate.

15. Abfälle von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln, die nicht aus Haushaltungen stammen.

16. Mineralöle, Mineralölschlämme, Fette, Wachse sowie Emulsionen und Gemische aus Mineralölprodukten.

17. Lösungsmittel und Lösungsmittelgemische sowie lösungsmittelhaltige Schlämme.

18. Kunststoffschlämme, Gummischlämme und -emulsionen.

19. Explosivstoffe.

20. Detergentien- und Waschmittelabfälle, die nicht aus Haushaltungen stammen.

21. Katalysatoren, soweit sie umweltschädigende Schadstoffkomponenten enthalten.

22. Fäkalien aus Haushaltungen.

23. Folgende Abfälle aus Krankenhäusern, Arztpraxen oder sonstigen Einrichtungen des medizinischen
Bereichs:

• Körperteile und Organabfälle aus dem Bereich der Pathologie, Chrirurgie, Gynäkologie und
Geburtshilfe, Blutbank u.ä.,

• Versuchstiere, soweit deren Beseitigung nicht durch das Tierkörperbeseitigungsgesetz
geregelt ist,

• Streu und Exkremente aus Tierversuchsanstalten, durch die eine Übertragung von
Krankheitserregern zu besorgen ist.

24. Autowracks.

25. Altreifen.

26. Schlämme aller Art mit einem Wassergehalt von mehr als 65 %, brennende oder glühende
Gegenstände und heiße Asche.

27. Schnee.

28. Wasser und flüssige Abfälle jeder Art.

29. Altholz aus dem Gewerbebereich.
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Anlage 2  
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Medebach 

(§ 10 Abs. 2 Buchst. e)

Liste über Depotcontainer 

Aufstellungsort Stoffgruppe 

Medebach Tennisplätze (Zuwegung zur Locminé-Str.) Glas 
Industriestr. (Bauhof)  Glas 
Grundstück Ecke Hanse-/Bremer Str.  Glas 

Berge Schwanenteich Glas 

Deifeld Wissinghauser Str./Abzweig  
Campingplatz (Flur 1, Flurst. 162) Glas 

Dreislar  Ecke Ölfestraße/Schwinkelweg Glas 

Düdinghausen  Oberschledorner Straße (Flur 8, Flurstück 207) Glas 

Küstelberg Vorplatz Schützenhalle Glas 

Medelon Dreislarer Straße (Flur 5, Flurstück 158) Glas 

Oberschledorn  Auf dem Graben 27  Glas 

Referinghausen  Zur Grund 5  Glas 

Titmaringhausen Parkplatz Ortseingang „Unterm Dorf“  Glas 
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BEKANNTMACHUNG 

Die nächste Fischereiprüfung zur Erlangung des ersten Fischereischeines findet im 
Hochsauerland vom 

08.11.2021 bis 12.11.2021 

statt. 
Der genaue Termin wird den Prüflingen mit der Zulassung bekannt gegeben. 
Anträge auf Zulassung zu diesen Prüfungen sind im Bürgerbüro der Stadt Medebach, Zimmer 
110, erhältlich. 
Die Anmeldung ist bis spätestens Montag, 04. Oktober 2021 bei der Unteren Fischereibehörde 
des Hochsauerlandkreises, 59872 Meschede, Steinstr. 27 einzureichen. 

Ich weise bereits jetzt darauf hin, dass später eingehende Anträge von der Unteren 
Fischereibehörde des Hochsauerlandkreises nicht mehr berücksichtigt werden können. 

Nähere Informationen sind auch im Internet unter www.hochsauerlandkreis.de abrufbar. 

Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Prüfung bieten einige örtliche Angel- und Fischereivereine 
an. 

Medebach, den 19.08.2021 
Der Bürgermeister 

gez. Thomas Grosche 

20 
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